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Im vergangenen Ninter hat. die GTFCh in Bad Vilbel::einen.:.
Grundkurs in toxikologischer und fqrensischer,Chemie durchge­
führt.::In' einem der Vorträge wurIde- auch die juristische Sei­
te unserer Gutachtertätigkeit.bei;euchtet;-Dä'-die aufgeworfe­
nen Fragen unsere tägliche Arbeit betreffen,;möchten wir den
Vortrag von Herrn K. Scherer, Richter am Amtsgericht Homburg,
allen bekannt machen. Jeder, der als. Sachversl tändiger vom Ge­
richt Aufträge entgegennimmt, sollte auch über die entspre­
chenden Gesetzesparagraphen Bescheid wissen. Das vorlieaende
Heft des TOXICHEY. enthält daher das in Bad Vilbel gehaltene
R eferat .
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1, D I E ENTSCHE I DUNG OBER D I E HI f! ZUZ I EHLlf! C DES SACHVERSTÄND I GE'"

Das Gericht hat gemäss 5 244 StPO .einen Sachverständigen hinzu­
zuziehen, soweit es die Ueberzeugung gewinnt, dass ihm die für
die Entscheidung des Prozesses erforderliche Sachkunde fehlt.
Dies gilt in jedem Stadiurr Des Verfahrens. Voraussetzung ist
die zeitliche Schranke: Die Anklage muss erhoben sein.. Vor der
Erhebung der Anklage kann das Gericht grundsätzlich nicht .von
Amts wegen die Erhebunc eines Gutachtens beschliessen. Viel­
mehr entscheidet bis zu dieser Zeitpunkt der Staatsanwalt als
"Herr des Ermittluncrsverfahrens" auch über die Hinzuziehung ei­
nes Sachverständigen. Dabei kann der Staatsanwalt das Gutach­
ten selbst erheben. Er kann aber auch cremäss 5 162 StPO ein
solches Gutachten durch den zuständigen Ermittlungsrichter ein­
h olen l a s s e n .

Der "Sachverständige der Staatsanwaltschaft" hat ebenso wie
der Staatsanwalt unbefangen die belastenden und entlastenden
Umstände abzuwägen.: Der. Vorwurf, er sei wirtschaftlich von der
StA abhängig..-und erstatte daher sog. Gefälligkeitsautachten,
ist nicht, zutreffend,.-da,die StA grundsätzlich als objektive
Ermittlungsbehörde tätig ~~irc..

' •

f I

Der Einwand, der Sachverständige habe sich durch ein Gutachten
für die StA bereits sachlich festgelegt, trifft grundsätzlich
ins Leere.- Psychologisch cjesehen kann sich eine solche Vorein­
genommenheit .ergeben. Der Staatsanwalt muss nach 5 200 StPO
dem Gericht. alle Beweise unterbreiten.. mithin auch die einge­
holten Gutachten. Das Gericht muss sich sorgfältig mit einem
solchen Gutachten auseinandersetzen. Sobald es zu kritischen
Einwänden gegenüber dem Gutachten kommt, sollte es sich nicht
damit begnügen, den Sachverständigen damit zu konfrontieren,
sondern einen weiteren Sachverständigen hinzuziehen. Denn dann
ist die Gefahr, dass der Sachverständige sich auf seine Meinung
fixiert hat und daher die kritischen Einwände als persönliche
Angriffe auf sein "Sachverstapdigenrenommhe" empfindet, beson­
derIs'gross.. Freilich, eine Befangenheit des Sachverständigen
wird man-aber auch.in diesem Fall,'-in .dem- er kritisch zu seinen
bereits gemachten gutachterlichen Aeusserungen qehört .wird,
nicht annehmen können,''wenn nicht besondere Umstände im Verhal­
ten des Saghverstäqdiqin hinzukommen,;,

I ' ' '  C ' i :

Gemäss 5 244 III StPO können der 'Angeklagte, sein Verteidiqer,
der Staatsanwalt, der Privatkläqer und der Nebenkläger einen
Antrag auf Erhebung eines-,.Sachverständigengutachtens stellen.
Darüber hat das Gericht nach dieser Vorschrift zu entscheiden.

I
• . . I

Nach g 219 StPO kann der Angeklagte nach Eröf fnung des Haupt­
.verfahrens bereits vor der Hauptverhandlung bei dem Vorsitzen­
den. den Antrag auf 'Ladung eines Sachverständigen stellen.

)

Das gleiche Recht. hat er im Zwischenverfahren nach g 201 StPO,
also wenn die Anklage bei Gericht eingegangen, jedoch über ih­
re Zulassung noch nicht entschieden ist;.



Der Angeklagte kann 'nach 5 220 StE'O unmittelbar einen Sachver
ständxgen zur Hauptverhandlung laden lassen. Xst de~ Sachver­
ständige nach 5 38 StPO durch den Gerichtsvollzieher geladen
muss er nach 5 220 II StPO erscheinen. Freilich gilt dies nur.
wenn ihm bei. der Ladung die gesetzlibhe Entsckädiguhg für die
Reisekosteri und Zeitver'säumnis in bar angeboten wird oder
nachgewiesen wird, dass der betreffehde Betrag bei de~ Ge­
schäftssteile des Gex'ichts hinterlegt ist. Die Entschädigung
für die Saehverständigentätigkeit ist weder anzubieten noch zu
hinterlegen. Soweit. der enge) lagte nabh 5 220 StpO Sachverstän­
dige lädt, mahden-indessen die Terminßanoidnuhgen des Vorsit
zenden nicht berührt, es wird also auch Nicht das Zeitbedü~f
nis berücksichtigt, das durch die Vorbhteitung eines Gutach­
tens entsteht.

tlEHRERE GUTACHTEN ZUM CLEICHEN THEMA

Nach f 73 StPO bestimmt das Gericht die Auswahl und die Anzahl
der Gutachter. Es kann auch mehrere Gutachter zum gleichen The­
ma heranziehen. bies kann erforderlich werden, wenn es z.B­
verschiedene Untersuchungsmethoden und dafür Spezialisten gibt'
Bei häufigen Problemgestaltungen, wie z.B. im Bereich der Psy­
chiatrie, der Schriftvergleichung, kann es zu divergierenden
Untersuchungsergebnissen durch anerkannte Vertreter des Fachs
kommen. Mehrere Gutachter können bei dem Angeklagten eine bes­
sere psychologische Auswirkung haben als einer, bei dem er
sich zwanghaft abhängig glaubt.

Liegt ein Sachverständigengutachten dem Gericht vor, so kann
es nach 5 83 I StPO die Erstattung eines neuen Gutachtens be­
schliessen, soweit es das vorliegende Gutachten für ungenügend
a nsi e h t .

Das Gericht bringt kein Misstrauen gegenüber dem Gutachter und
keine Herabwürdigung seiner Fähiqkeit zum Ausdruck, wenn es
sich nicht. mit einem Gutachten begnügt, sondern die entschei­
dende und kritische Frage auch noch andernwärts überprüfen
l äss t .

Nach g 83 II StPO kann das Gericht die Begutachtung durch ei­
nen anderen Sachverständigen anordnen, wenn ein' Gutachter nach
Erstattung des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt ist. Denn dann
ist das umstrittene Gutachten ein unzulässiges Beweismittel ge­
worden.

Der Angeklagte hat vor und während der Hauptverhandlung die
Möglichkeit, die Erstattunq eines weiteren Gutacntens zu bean­
tragen. Er kann bereits vor Erstattung des beschlossenen Gut­
achtens die Hinzuziehung eines weiteren Gutachters beantragen.
Zu beantworten ist ein solcher Antrag durch das Gericht. nach
den Regeln des g 244 III und IV S+PO.



Auch der Staatsanwalt, der Nebapkläger, der Privatkläger und
der Verteidiger haben das Recht, den Antrag auf Eisxholung ei­

. nes weiteren Gutachters zu stellen.

Sobald der Angeklagte oder der Staatsanwalt in der Hauptver­
handlung einen Gutachter stellen, muss er als präsentes Be­
weismittel gei b:t werden.

D I E AUSAß<!AHL'- DES SACHVEP,STÄND I GEH

3.1. Der Grundsatz der freien Auswahl des Sachverständicren
d urch da s Ge r i c h t

1

Gemäss.6.73:-StPO bestimmt das Gericht den Gutachter 1m Rahmen
seines freien Ermessens. Dabei ist es zweckmässig, den Ange­
klagten und den Staatsanwalt über die Person des zu wählenden
Gutachters anzuhören. Grund: Rechtzeitiges Vorbringen von Be­
denken gegen den Gutachter, insbesondere Ablehnungsgründe.

P

3.2. Die Präferenz des öffentlich bestellten Sachverständigen
n ach 5 7 3 A b s . 2 St P O

Nach.-5.-,73 Abs. 2 StPO soll das Gericht einen öffentlich be­
stellten Sachverständigen,zum Gutachter bestimmen, wenn für
das Sachgebiet, auf dem- das Gutachten. erstellt- werden soll,
Sachverständige öffentlich bestellt sind. Das Gericht kann je­
doch-andere Personen:wählen, wenn besondere Umstände dies er­

,- fordern. Dies steht in seinem freien Ermessen. Oeffentliche
Bestellung .entbindet das Gericht nicht von konkreter Prüfung,
wenn:es dafür besondere Hinweise gibt.

3.3. Die Auswahl eines Gutachters durch den Staatsanwalt

' Der Staatsanwalt kann einen' in der Anklageschrift nicht be­
nannten Gutachter laden, selbst während der Hauptverhandlung
(5 214 StPO). Als präsentes Beweismittel ist er nach seinem
Erscheinen zu hören, wenn er dazu in der Lage ist. Braucht er
noch eine besondere Vorbereitung, ist er kein präsentes Be­
weismittel.-Der Staatsanwalt muss auf eine vollständige Auf­
klärung des:-Sachverhalts der Anklageschrift hinarbeiten, ggf.
durch ein Gutachten.

I

D I E ABLEHNUNG DES SACHVEBSTÄNDI GEN

Ein .Sachversthndiger kann abgelehnt werden, wenn er von Geset­
zes wegen ausgeschlossen ist oder die Besorgnis der Befangen­
heit besteht (5 74 StPO).



4.1. Der Ablehnunqsgrund nach 5 22 Ziff. 1 StPO­

Danach kann der .Sachverständige abgelehnt, werden.
er durch die Straftat,,' die C-'.egenstand des Verfahrens
ist, verlet,zt. ist. Es müssen durch die Straftat Interes­
sen des Sachverständigen unmittelbar betroffen werden<
die gerade durch die:Strafnozn'.geschützt.werden sollen.

I '

4.2. Der Ablehnungsgrunä des 5 22 Ziff. 2 StPO:

Danach kann ein Sachverständiger auch abgelehnt werden~
wann er der Ehegatte oder-.%vormund -des Beschuldigten
oder des Verletzten ist oder gewesen"ist. — .

! ' . ' ' ' " l ! i i '

4.3. Der Abl~hnungscrrund des 5 22 Ziff. -3--StPO: .-'-.:.

Die Ablehnung ist gerechtfertigt, wann er mit dem Be­
:-'" schulQigtdn-oder dem Verletzten in 'gerader:Linie ver­

wandt order':vekschwägert ist. • C ,

1

4.4. Der: Ablehnüngsgddnd des g 22 Ziff. 4 StPO:.';

Dies ist dann der Fall, wenn der Gutachter in der Sache
...-- als Beamter der StA, als Polizeiboamter, als .anwalt. des

VerIetzten oder als Verteidiger tatig..gewesen ..st.

Als Polizeibeamter ist der Sachverständige in der glei­
chen Sache tätig gewesen, wenn er'als Angehörigdr einer
"in die Strafverfolgung funktional eingeschaltenen" -Po­

'lizeibehörda zui:Erforschuncr.des':.<achverhalts oder. zur
Du1rchfühtung des verfahrens täticr" geworden- ist. 'Für 'die "-­

kriminalwissenschaftlichen Abteilunaen der''Landeskiimi--'
nalämter und.des BKA ist mithin 5 22 Ziff.-'4 abzulehnen 1
Eine ganz andere Frage ist es jedoch, inwieweit ei 'w0-­
gen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt'-'werden'kann;

4.5. Der' Ablehnungsgrund des 5 22 Ziff;. 5 StPO: ..-'.'.:.:-:..:.-.

Hin. Ablehnungsgrund kann:daraus hergeleitet werfens., wenn...,
: . : '.der Gutachter-bereits .vorher als .Zeuge vernommen:;woz4en..-.-,

. 'ist .
Diese Problematik entsteht häuf ig q wenn der Gutachter, <be- -.
-reits. ausserhalb des gerichtZ.ichen Verf ahren.g„.; ip. dyas.
:gleichen. Sache im Auftrag der Polizeibehörde-.ader. deg,­
': StA tätig geworden war. Solche. Gutachten sind. als;,Bewqiq-,,
mittel mit der Anklageschrift zu unterbreiten.;"Dadurch....
wird der Gutachter für das anschliessende Verfahren kei­
n eswegs ausgesch l o s s en .

Selbst wenn der Sachverständige im gleichen .Verfahren..
zum zweiten Mal herangezogen werden muss, ergibt-dies..
keinen Ausschlussgrund. Ein Sachverständiger, der be­
reite in der ersten' Instanz tätig war, clara grundsätz­

1
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— "-'= lieh auch in der Rechtsmittelinstanz herangezogen werden.
-Freilich. gilt eine Einschränkung.; .Penn es darum geht, das
--in,"der.ersten Instanz erstattete Gutachten zu überprüfen
.soll der Gutachter an der nachsthoheren Instanz nacht z.n• • • •

--.-,-widerspruch zu seinem eigenen Gutachten geraten, er darf
daher, auch nicht als sog. Obergutachter die zu seinem ei­
genen Gutachten in Niderspruch stehenden Aeusserungen an­
derer Gutachter würdigen.

Praktisch wichtiger ist der nächste Abschnitt.

4.6. Der Ablehnun sqrund der Besorcrnis der Befan enheit

Der Sachverständige kann gemäss „- 74 VStPO i.V.m. 5 24
StPO immer dann abgelehnt werden, wenn die Besorgnis der
Befangenheit besteht. Hs muss ein Grund vorliegen, der ge­
eignet ist, Nisstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu
rechtfertigen. Dies ist immer dann der Fall, wenn der Ab­
lehnende bei verständlicher würdigung der objektiv gegebe­
nen Sachlage aus seiner Sicht heraus Anlass hat, daran zu
zweifeln, dass der Sachverständige die Gutachtenerstat­
tung ohne subjektive Befangenheit abwickeln wird.

In vielen Fällen wird ein Gutachter bereits im polizeili­
chen oder staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren
herangezogen. Er wird dann als Beweismittel ins Gerichts­
verfahren eingeführt. Daraus ist der Schluss zu ziehen,
dass allein durch die frühere gutachterliche Tätigkeit im
Ermittlungsverfahren noch keine Befangenheit bei einer
Hinzuziehung als gerichtlicher Sachverständiger zu be­
fürchten ist. Der Gutachter darf sich mithin nicht als
"Gegner" des Beschuldigten fühlen. Freilich gilt hier: Es
ist. sehr wohl möglich, dass die Art und Weise, wie die
frühere Tätigkeit ausgeführt wurde, insbesondere die Ent­
wicklung eines extremen "Jagdeifers" die Besorgnis der Be­
f angenhei t beg r ü n den k a n n .

Ein besonderes Problem ist die gutachterliche Tätigkeit
von Polizeibeamten. Soweit ein Beamter als Angehöriger ei­
ner in die Strafverfolgung funktional eingeschalteten Po­
lizeibehörde in der Sache bereits tätia aeworden ist, ist.
seine Ablehnung als Sachverständiger durch 5 22 Ziff. 4
StPO begründet. Dies gilt, jedoch nicht, wenn ein Beamter,
der noch nicht in der Sache tätig war, als Sachverständi­
ger gehört werden soll. Die Verbindung mit der bisherigen
Ermittlungstätigkeit, die die Besorgnis der Befangenheit
rechtfertigt, kann etwa. darin bestehen, dass der Sachver­
ständige der gleichen Abteilung angehört, die in die Er­
mittlungen gegen den Beschuldiqt:en eingeschaltet war.
Dies gilt, besonders für Vorgesetzte solcher Beamter. Grund:
In der Abteilung ist nichts geheim.

4.7. gegen der aufgezeigten Probleme ist das Gericht verpflich­



tet, den Prozessbeteiligten, die zur Stellung eines Ableh"
nungsantrages befugt sind, die ernannten Sachverständigen
namhaft zu machen. Dies ist zumindest ein Gebot der Pro­
zessökonomie, um Schwierigkeiten in der Hauptverhandlung
vorzubeugen. Der die Ablehnung riskierende Gutachter
spart Zeit und Arbeitsaufwand, das Gericht verhindert ei­
ne Verfahrensverzögerung, der Gutachter selbst ist ver­
pflichtet, seinerseits das Gericht auf die Ablehnung be­
gründende Umstände hinzuweisen (andernfalls unter Umstan­
den Gefahr für Honoraransprüche!). Im Zweifel sollte er
sich stets der Entscheidung des Gerichts versichern.

Ein Ablehnungsgrund kann im Rahmen eines Verfahrens mehr­
mals wiederholt werden. Das gilt auch für den Instanzen­
zug,

4 .8 . Das Gericht, entscheidet über den Ablehnungsantrag. Der
abgelehnte Sachverständige hat kein Rechtsmittel gegen
den vom Gericht zu begründenden Beschluss. Der abgelehnte
Sachverständige hat jedoch die Nöqlichkeit, bei dem Ge­
richt, das dem Ablehnungsantrag stattgegeben hat, Gegen­
vorstellungen vorzutragen (schriftlich.'). Auf Grund die­
ser Gegenvorstellungen kann das Gericht seine Entschei­
dung noch ändern. Einen Anspruch, mit seinen Gegenvor­
stellungen gehört zu werden, hat der Sachverständige frei­
lich nicht, da er kein Verfahrensbeteiligter im Sinne der
StPO i s t .

Soweit das Ablehnungsgesuch für begründet. erklärt wurde,
darf der Sachverständige nicht mehr angehört werden. Das
von ihm bereits erstattete Gutachten darf nicht verwertet
werden. Es darf auch nicht zur Grundlage für das Gutach­
ten eines anderen Gutachters gemacht werden. möglicherwei­
se darf der abgelehnte Gutachter noch als sachverständi­
ger Zeuge über wahrnehmungen vernommen werden, die er im
Zusammenhang mit der Beschaffung von Tatsachen für die Er­
stellung seines Gutachtens gemacht hat. Freilich darf
dies keine Umgehung der Ablehnung darstellen.' Vorsicht
für den neuen Gutachter bei der Uebernahme solcher vom
Erstgutachter als sachverständiger Zeuqe mitgeteilten Tat­
sachen! Der neue Gutachter sollte qrundsätzlich sich das
Tatsachenmaterial für sein Gutachten neu erarbeiten.'

5, DAS AUSSAGEVER> E I GERUNGSRECIST DES SACHVEPiSTÄND I GEN

Nach g 76 StPO kann ein Sachverständiger aus den gleichen Grün­
den wie ein Zeuge die Erstattung des Gutachtens verweigern.
heres bestimmt 5 53 StPO, 54, 55 StPO.

Beim Vorliegen eines Aussageverweigerungsrechts hat das Ge­
richt den Gutachter zu belehren: 9 52 StPO. War die Belehrue e r u n g
unterblieben, dann ist das Gutachten nicht verwertbar.



.Ausnahme davon: wird der Sachverständige nachträglich au
sein Aussageve.rweigerungsrecht hingewiesen und erklärt er aus­
drücklich, 'dass er sein Verweigerungsrecht gekannt habe oder
"dass-' er auch bei I'.enntnis des Verweigerungsrechts davon kei­
neri Gebrauch -gemacht habe. Der Sachverständige prüft also
zweckmässigerweise, ob er ein Verweigerungsrecht hat und ob

' ei 'davon' Gebrauch 'machen will. Dann weist er das Gericht auf
s'olche Umst=ande hin.

Selbst wenn der Gutachter von einem Verweigerungsrecht keinen
Gebrauch macht, kann ihn das Gericht wegen Besorgnis der Be­
fangenheit entbinden: C 76 StPO.

Das Gericht -kann auch eine solche Entbindung vornehmen, wenn
es einen anderen Gutachter mit grösserer Sachkunde gefunden
hat..oder wenv eine zu grosse zeitliche Verzögerung bei der Er­
stellung des Gutachtens eintreten würde. Für solche Fälle hat
der Gutachter kein Beschwerderecht. Ein solches steht ihm
freilich zu, wenn er selbst einen Entbindungsantrag gestellt,
das Gericht, diesem jedoch nicht stattgegeben hat.

6. AUSBLEIBEf! DES SACHVERSTüNDIhE~i~ UNO ÃEIGFRuf-'G ZUR EPSTAT­

TUHG DES GUTACHTFHS

6.1. Gemäss 5 77 StPÖ hat der Sachverständige mit Ungehorsams­
folgen zu rechnen, wenn er nicht erscheint oder sich wei­
gert,. das Gutachten zu erstatten. Darüber hinaus sieht
.5. 77 SCPO die Festsetzung eines Ordnungsgeldes vor, wenn
.der Gutachter sich weigert, eine angemessene Frist zur
Erstattung des Gutachtens abzusprechen oder die abgespro­
chene Frist versäumt.

6.2. Voraussetzung für Ungehorsamsfolgen bei Nichterscheinen
siBQ.. j edoch:

a) der Gutachter muss nach Hassgabe des g 75 StPO zur Er­
stattung des Gutachtens verpflichtet sein, ohne dass ihm
ein Aussageverweigerungsrecht 'zusteht,

C

b) er. muss ordnungsgemäss geladen sein.
D ie Anordnung n ach 5 .77 S t PO kann nu r e r g e h en , w en n d e r
Gutachter sich nicht, genügend entschuldigt hat. Ist die
Ladung zu kurz erfolgt, um sich genügend vorzubereiten.

, oder geschäftlich zu disponieren, so kann dies für den
"Gutachter..unzumutbar sein. Der Gutachter muss jedoch so­
fort .diese Gründe schriftlich oder mündlich dem Gericht
mitteilen,,bzw. sofort nachreichen. Verschlafen ist z.B.

, kein. Grund, auch nicht Verfahren in einer. unbekannten
Gegend.

Gemäss g 161 a StPO ist der Sachverständige gehalten,
auch einer Ladung der StA Folge zu leisten.
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6. 3. Die Ungehorsamsfolgen sind: Ersatz der durch die Säumnis
des Gutachters verursachten Kosten, d.h. die Gericht»o
sten, Auslagen des Beschuldigten, wie Reisekosteni
dienstausfall, Verteiäigerhonorar. Daneben ist ein Old­
nungsgeld festzusetzen im Rahmen von 5 — 1000 Dl4. enge
horsamsfolgen können auch mehrfach festgesetzt werden.

Der Gutachter kann nachträglich Antrag auf Aufhebung des
Ordnungsstrafbeschlusses stellen. Als Rechtsmittel hat
e r d i e e i n f ac h e Be s c h w e rd e .

/ D I E VERE IDI GViNG DES SACHVERST/-'.ND I GEI".

Gemäss g 79 StPO kann der Sachverständige nach dem Ermessen
des Gerichts vereidigt werden, Auf Antrag des StAg des Ange­
klagten oder des Verteidigers ist er zu vereidicren. Der Eid
ist ein sog. Nacheid.:Inhalt des Eides: das Gutachten ist un­
parteiisch und nach bestem Nissen und. Gewissen erstattet- So­
weit der Gutachter:Zeugenaussagen macht, die vom Sachverstän­
digeneid nicht gedeckt sirid, kann er als Zeuge vereidigt wer­
den. Ist der Gutachter allgemein für die Erstattung von Gut­
achten dieser Art vereidigt, so genügt nach 5 79 StPO die Be­
rufung auf diese allgemeine Vereidigung.

8 DAS BEkfE I STHENA DES SACHVERSTÄf!D IhF>JGVTACHTENS

Ze nach der Aufgabe, die der Sachverständige im Rahmen des
Sachverständigenbeweises zu -erfüllen hat, ist auch das Beweis­
thema festzulegen. Soweit er nur bestimmte abstrakte Erfah­
rungssätze und Erkenntnisse seines Fachgebiets dem Gericht be­
kunden soll, ist vom Gericht lediglich zu umreissen, welche
Erfahrungssätze vom Gutachter vorgetragen werden sollen. Hat
der Gutachter dem Gericht bestimmte Erfahrungssätze zu ver­
mitteln, die sich bei der Anwendung der ihm bekannten Erfah­
rungssätze auf einen bestimmten 'Sachverhalt ergeben, so muss
zunächst einmal das Beweisthema dadurch fixiert werden, dass
das Gericht im Beweisthema den Sachverhalt festlegt, der Ob­
.jekt der Sachverständigenaussage sein soll. Das Gericht hat
also die sog. Anknüpfungstatsachen festzulegen, .auf die sich
der Sachverhalt der Sachverständigenaussage beziehen soll.
Vielfach geschieht dies in einem Beweisbeschluss. Die Bezug­
nahme auf den AI teninhalt ohne nähere Präzisierung ist nicht
zulässig. Das Gericht soll das Beweisthema festlegen, 'nicht
der Gutachter. Der:Sachverständige sollte hier auf Klarheit
drängen, ggf. Empfehlungen zur Abgrenzung aussprechen, wün­
schenswerterweise mündlich an den Richter. Freilich kommt, es
häufig vor, dass das Gutachten nicht ein vor seiner Erstat­
tung fixiertes Thema hat, sondern eben erst in der konkreten
Sachverständigenaussage bei; der Diskussion des. Sachverha]ts



im Hinblick auf seine juristische Wertung sich allmählich her­
auskristallisiert. Beispiel: Fragen zu g~ 20, 21 StGB.

ABGRENZUNG DES SACI-!VERSTÄhlD I GE>l VOf> SACHVERSTÄND I GE[..' ZEUGE[!

Der sachverständige Zeuge (5. 85 StPO) bekundet wie der gewöhn­
liche Zeuge die Wahrnehmung von Tatsachen. Jedoch .handelt es
sich hierbei um solche, zu deren wahrnehmung eine besondere
Sachkunde erforderlich ist,. z.B. ein Arzt leistet bei. einem
Unfall erste Hilfe und ,berichtet später über das Ausmass der
Verletzunqen. Der.gerichtliche Sachverständicre hincregen hilft
dem Gericht mit seinem Fachwissen. Historisch gesehen wird er
als .sog. Richtergehilfe bezeichnet. Er ist nicht selbst Rich­
ter (P), sondern gibt dem Richter Hilfe bei der Nahrheitsfin­
dung

Je nach dem Beweisthema känn der Gutachter gleichzeitig Sach­
.verständiger und daneben auch. Zeuge sein. Beispiel: .Der Arzt
schildert die von ihm festgestellte Unfallverletzung, sodann
soll er erklären, wie unter Zugrundelegung der medizinischen
Erkenntnisse die Verletzung zustande gekommen sein kann. Zur
Frage l ist er sachverständiger Zeuge, zur Frage 2 Sachver­
ständiger. Nenn das Beweisthema eine Einheit bildet, ist die
Trennung. nicht .nötig, diese gilt nur für zwei getrennte Be­
weisthementeile.

10s DIE ERSTATTUNG DES GUTAJHTENS

10.1. Bei der inhaltlichen Ausgestaltung des Gutachtens ist
primär von seiner Funktion 'auszugehen, nämlich dem Ge­
richt eine Grundlage für sei.ne eigene Entscheidunq oder

. eine bestimmte Frage zu verschaffen. Deshalb muss der
Sachverständige die Darstellung seines Gutachtens so ge­
stalten, dass das Gericht, selbst zu einer Entscheidung
der im Beweisthema aufgeworfenen Frage kommen kann. Der

''Gutachter muss deshalb nicht nur die Beweisfrage als
solche beantworten, sondern er muss auch zur Darstel­
lung bringen, wie er'zu diesem Erqebnis gelangt ist. Er
muss also die entsprechenden Lehrsätze und Untersu­
chungsmethoden, die er selbst zur Anwendung aebracht
hat, darstellen, wobei er auch die Gedankenführung klar­
legen muss, die ihn zur Anwendunq gerade dieser Lehrsät­
ze und Untersuchungsmethoden im konkreten Fall veran­
lasst hat. Er muss'auch einen Meinungsstreit über Lehr­
sätze und Untersuchungsmethoden darstellen und darauf
hinweisen, warum er sich gerade zu der von ihm angewand­
ten Theorie bekennt. Daneben muss er auch darstellen, zu
welchem Ergebnis die von ihm abgelehnte Theorie bzw. Un­
tersuchungsmethode geführt hätte. Freilich gibt es da­
bei Ermessensspielräume bei einer Darstellung. Bei Min­
dermeinungen wird der Gutachter-keine Mitteilung machen
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müssen. Vertritt er selbst hingegen eirie solche Ninder­
meinung, muss er dies präzis herausarbeiten. Gerade
hier hat er besonders deutlich herauszustellen, in wel­
chem Umfang die von ihm vertretene meinung in Fachkrei­
sen bestritten wird und welche anderen Veinungen ver­

.. treten werden. Bei der Uebernahme des Cutachtens muss
auf seine Aussenseiterstellung besonders hinweisen. Das
Gutachten darf unter keinen Umständen so aufgebaut wer-.
den, dass der Gutachter denkt, "das Gericht versteht ja
ohnehin nichts von dxesen Fragen". Irgendwelche Richtli-:-'
nien für die Gestaltung des Cutachtens sind für den
Sachverständigen nicht bihdend., sondern geben ihm ledig­
lich wertvolle Hinweise. Hassgeblich ist der Einzelfall.

10.2. Die Beschaffung des im Gutachten zur. Anwendung korvaen­
den Fachwissens :

Der Gutachter kinn sich hierzu des Studiums von Fachlite­
ratur bedienen, sich durch andere Fachkollegen beraten
lassen, Experimente durchführen oder die anderer überneh-.
men. Auch die Erlangung des Fachwissens muss aus dem Gilt-..
achten ersichtlich sein. Für das jeweilige Fachgebiet
muss dies lege aitis erfolgen.

10.3. Sehr häufig. werden sich aus-den .Akten verschiedene Varia­
tionsmöglichkeiten bezüglich des Sachverhalts. ergeben.
Beispiel: Die polizeilichen Feststellungen ergeben rosti­
ge Felgen, die der Werkstätte einwandfreie Felgen. Der
Gutachter muss also diese verschiedenen Anknüpfungstatsa­
chen in sein Gutachten einbeziehen und damit zwei .Fallge­
staltungen beantworten. Freilich: Aus Gründen der Ar­
beitsökonomie soll der Cutachter in.solchen Fällen das
Gericht um eine definitive. Feststellung der Anknüpfungs­
tatsachen bitten, nachdem er geklärt hat, welche in.,den
Akten enthaltenen Tatsachenpunkte für die Erstattung sei­
nes Gutachtens relevant sind. Der Gutachter darf auch
ausserhalb des Aktenmaterials den Sachverhalt. aufklären,
z .B. d u r c h B e f r a g ung vo n P e r s onen , H e r a n z i e h ung v o n : U r ­
kunden, Besichtigung von Sachen. Diese .Feststellungen
sind im Gutachten darzustellen. Ausserdem muss der,Gut­
achter den Prozessbeteiligten Gelegenheit geben, .bei die­
ser ausserhalb der Gerichtsverhandlung liegenden Aufklä­
ungstätigkeit an der Ermittlungstätigkeit mitzuwirken.

Das Gericht. muss später diese Feststellungen nachvollzie­
hen, also die Zeugen befragen, die Ortsbesichtigung vor­
nehmen, oder wenn dies nicht mehr möglich ist, den Gut­
achter als Zeugen vornehmen. Daher ist eine präzise
stellung dieser zusätzlichen Ermittlungen erforderlich.

13., AUFBAU DES GUTACHTEf~S

ll.l. Dgs .Gutachten muss so aufgebaut werden, dass es aus
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selbst heraus verständlich ist und von allen Prozessbetei­
ligten nachgeprüft werden kann, wenn das Fachwissen zur
Ver f ü g u n g s t e h t .

11. 2. Erforderlich ist zunächst, dass am Anfang des Gutachtens
die Aufgabe, die dem Gutachter gestellt ist, klar hervor­
gehoben wird. Zweckmässiaerweise wird der >Tortlaut des
Beweisthemas aus dem Beweisbeschluss angegeben. Ist das
Beweisthema irgendwie zweifelhaft, muss der Gutachter dar­
legen, w~ie er es versteht. möglicherweise kann der Gutach­
ter zu der Auffassung kommen, dass das Gericht die für
den Prozess entscheidenden Gesichtspunkte nicht richtig
gesehen hat und deshalb das Beweisthema die entscheidungs­
erhebliche Fragestellung nicht erfasst hat. Er muss also
die Problematik des Beweisthemas herausarbeiten, mögli­
cherweise in einem späteren Abschnitt, dies jedoch so­
gleich klarstellen zu Beginn des Gutachtens. Besser ist
es freilich, wenn er sich vor Erstattung des Gutachtens
an das Gericht wendet und mit diesem die sachgerechte Fas­
sung des Beweisthernas. erarbeitet. Es kann jedoch auch vor­
kommen, dass der Gutachter erst nach Abfassung des Gutach­
tens zu dem Ergebnis kommt, dass das Beweisthema nicht
sachgerecht ist. Dann wird er es schon aus kostenrechtli­
chen Gründen dem Gericht vorlegen. Für das Gericht ist
die verfehlte Fragestellung häufig von Gewinn. In keinem
Fall darf der Gutachter von sich aus von dem Beweisthema
des Beweisbeschlusses abweichen. Eine Aenderung ist, erst
nach Rücksprache mit dem Gericht zulässig.

f

11;3..Soweit der Gutachter seinen gutachterlichen Untersuchun­
gen, die er den von ihm herausgestellten Fragen widmet,
einen bestimmten Sachverhalt zugrunde legt, ist dieser an­
zugeben und. hierbei auf die soq. Anknüpfungstatsachen hin­
zuweisen, jedoch nicht auf die, die erst durch das Gutach­
ten festgestellt werden. Die Tatsachen, deren Feststel­
lung zum Gegenstand des Beweisthemas qehören, sind als
sog. "Befundtatsachen" erst, im Zusammenhang mit. den gut­
achterlichen Ausführungen darzustellen. Das Gericht muss
wissen, unter welchen tatsächlichen Prämissen das Ergeb­
nis des Gutachtens Geltung hat. Der Gutachter hat daher
auch die Quellen für die Anknüpfungstatsachen anzugeben,
z.B. Zeugenaussagen etc..Dass das Gutachten, besonders in
komplizierten,Fallgestaltungen, gut gegliedert sein soll,
versteht sich. von selbst. Das Gebot der Verständlichkeit
bezieht sich auf die sprachliche Verständlichkeit. Für
das Gericht muss die I'öglichkeit bestehen, gegebenenfalls
unter Hinzuziehung eines weiteren Sachverständigen zu prü­
fen, ob für eine erschöpfende Sachaufklärung weitere Be­
weiserhebungen gebo ten s i nd .

11.4. Die gutachterlichen Ausführungen sind, grundsätzlich mit
einer Zusammenfassung abzuschliessen.



11.5. Das Gutachten ist handschriftlich zu unterzeichnen<
und zwar von dem vom Gericht, bestellten Sachverständi­
gen.

l2. DIE LEITUNG DES SACHVERSTÄNDIGEf! DURCH DAS GERICHT

.Das Gericht hat, die Tätigkeit des Gutachters zu leiten<
78 StPO. Es hat ihr über seine Rechte und Pflichten, seine

verfahrensrechtliche Stellung aufzuklären, hat ihm Rechtsbe­
griffe zu erläutern, denn gerade in diesem Punkt sollte es
den Gutachter r icht überschätzen. Der Gutachter soll sich
bei schwieriger Ueberschneidung von fachlichen und juristi­
schen Fragen getrost an das Gericht wenden und ggf. Aufkla­
r ung ve r l a n g en .

3.5 RECHT AUF Ef'!TSCHÄD I GUNG

Nach g 84 StPO i~ird jeder Sachverständige nach dem Gesetz
über.die Entschädiqung von Zeuqen und Sachverständigen ent­
s chäd i g t ( Zu SE G ) .

1Q, EINZELGESICHTSPUNKTE

14.1. Angabe des wohnortes des Gutachters:

Die Nichtangabe des Wohnortes ist nur unter der Voraus­
setzung des 5 68 S. 2 StPO zulässig.

14.2. Verteißi er: Er ist Vertreter des Angeklagten, er ist,
nicht dazu da, dem Gericht oder gar dem Sachverständi­
gen .die Aufgabe zu erleichtern. Diese polare Rolle hat
sich der Sachverständige vor Augen zu halten.

f

Der Gutachter steht jedoch unter dem Schutz des Ge­
richts und hat ein Recht auf angemessene Behandlung
und Schutz seiner Ehre, g 68 a StPO.

Auch die Möglichkeit von Fehlern sollte der .Gutachter
ggf-. zugestehen, Ist er sicher, sollte er sich nicht
ins. Bockshorn jagen lassen durch scharfe oder -suggesti­
v e Fragen de r V e r t e i d i gu n g .

1

Nichtig ist es, besonders in aussergewöhnlichen Prozes­
sen, sich nicht irritieren zu lassen. Prozessatmospha
re und -verlauf belasten den Sachverständigen erheb­
lich. Oftmals fahren Strafverteidiger gerade zu Beginn
des Prozes es schwerstes prozessuales Geschütz auf, um

. den Prozess "platzen" zu lassen oder Revisionsrügen zu



schaffen. In vielen Prozessen fehlt die in klassischen
Prozessen eigene Kommunikation zwischen den Verfahrens­
:-'beteiligten..Neuerdinqs wird von sog. alternativen Ver­
t~idigernr'.die. Legitimität der Werfahronsrolle in Frage
ge +ollt, Qie Beteiliaten sind dann keine komplementä­
ron Ro13;enihhabex mehr. Gesucht wird die Konfrontation
mit.den präseptentop Vertretern einer ".anderen sozia­
len- Schicht",.Die.Verunsichc.-ungsstrategie wi-d zur
Zerioissprobo, "~uch für:den,Sachverständigen. Dieser
steil@--.sich in solchen Fällen auf,die verfeinerte Stra­

--teqie der Provokation ein.

s • r - •

1 4.3 . Fra erecht des Verteidiaers:

Der Verteidiger hat ein Fraaerecht: ~ 240 II StPO. So­
weit nicht der Gerichtsvorsitzende unzulässige Fraaen
unterbindet — damit ist nicht immer--zu rechhen.' — kann
auch der Sachverständige das unzulässige Verhalten des
Verteidigers beanstanden. Der Befraate darf. einer von
ihm als unzulässig angesehenen Fraae ausweichen, bis
deren Zulässigkeit durch das Gericht geklärt ist. Der
Sachverständige wende'-sich in solchen Fällen konsequent
an das Gericht, er scheue keineswegs die Verzögerung.
Der Gutachter achte auch darauf, dass das Fragerecht in
einer bestimmten Reihenfolge ausgeübt wird.

I

I

Der Zeuge, oder Sachverständiqe muss'zunächst im Zusam­
menhang berichten. Erst nach diesem Bericht erfolgt das
Verhör (= Anhörung). Dem Gericht ist verbindlich vorae­
schrieben, dass es darauf hinzuwirken hat, dass. der Gut­
achter unbeeinflusst durch Fragen und Vorhalte zunächst
sein Nissen zusammenhängend wiedergibt. Der Verteidiger
darf sein Fraaerecht frühestens ausüben, wenn der Vor­
sitzende die Vernehmung des Gutachters beendet hat,. Er
kann jedoch dem Verteidiger auch vorher eine Zwischen­
frage gestatten (Ermessen). Das Fragerecht des Verteidi­
gers muss sich auf einzelne präzisierte Fragen beziehen.
Der Gutachter bestehe auf der Einhaltung von getrennten
Fragen. Der Gutachter beanstande auch unzulässige Fra­
gen, die ungeeignet sind oder nicht zur Sache gehören.
Dabei wende er sich 'stets an das Gericht und frage nach,
ob er diese Fragen beantworten müsse, er lege auch sei­
ne Gründe dar. Vor allem lehne er Fragen der Verteidi­
gung nach der rechtlichen Beurteilung des Falles strikt
.ab, gebe auch keine rechtlichen. Schlussfolgerungen, hal­
te sich auch'vod Nerturteilen zurück. Ist er übermüdet,,
teile er das dem Gericht mit und bitte um eine Pause .
Suggestivfragen beginnen oft so: "Sie als.Sachverständi­
ger müssten doch wissen, ...", oftmals verbunden mit
Warnungen und Belehrunqen. Hypothetische Fragen, wie:
"Pas hätten Sie gemacht„ wenn ...". sind nicht zulässig.

l

Zulässig sind alle Frqaen an den Sachverständigen, mit
denen der Verteidiger herauszufinden bemüht ist, ob je­
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I

jener die für .das. Gutachten notwendigen Kerintpisse aufzu­
weisen .hat,- also Fragen- nach speziellen Begriffene nach

.. Veröffentlichungen in der einschlägigen, unmittelbar zum
.. Sachgebiet gehörenden Fachliteratur. Kurzum: Der Cutachter

rüste -sich jeweils auch psychologisch mit der erforderl
.ehen Ruhe aus und bleibe innerlich auf Abstand, lasse sich
nicht hinrcissen (Befangenheit soll oft provoziert werden-')<
wende sich — auch.um Zeit zu gewinnen — stets bei Zweifeln
oder aus Strategie an den Vorsitzenden und führe dessen
Entscheidung über die Zulässigkeit der Frage herbei, wenn
sie dem Gutachter unzulässig erscheint. Erfahrung ist
hier der beste Lehrmeister.

15 ..GEH I CHTSVERFASSuXG

1".:Amts ericht

' Einzelrichter Schöf fengericht
-1-'Ri: -'- ' ' 1 R i + 2 Sch ö ffen

Berufung "g0gen Urteile des AG an

LG-Kleine Strafkammer LG-Grosse Strafkammer
l Ri + 2 Schöffen. 3 Ri + 2 Sc h ö f f e n .

I

.Revi s i o n
l

: OLG —: Senate: 3 Ri
J

2..Land eriCht als erste Instanz

Grosse Strafkammern 3 Ri + 2 Sc h ö f f e n

dagegen keine Berufung, lediglich Revision zum BGH

Berufung = Ueberprüfung des Urteils in tatsächlicher und
rechtlicher Hinsicht.

Revision = Ueberprüfung lediglich in rechtlicher Hinsicht.

I'

3. Oberlands ericht als erstinstpnzliches Gericht in Staats­
s chutzsachen : 5 ' R i ,

dagegen Revision möglich.

4. Bundesger i c h t s h o f :

Strafsenate, nur für Revision: 5 Ri
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1$, LITERATUR 7UM NACHLESEN DER PROBLEt<E

1 . K l a us Nü l l e r , Der Sachverständige im gerichtlichen Ver­
f ahren .
2. Aufl., Athenäum, 1978

2 . J e s s n i t z e r , Der gerichtliche Sachverständige,
8. Aufl., Köln, München, 1980,
Carl Heymanns

3- Kube/Leineweber, Polizeibeamte als Zeugen und Sachverstän­
dige,
2. Aufl., 1980, Carl Heymanns

Daneben gibt es eine Fülle von Einzeldarstellungen zu den Pro­
blemen der Sachverständigen. Die angegebenen Nerke enthalten
detaillierte Uebersichten hierzu.
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